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Was plant die Landesregierung bei den Wasserverbänden? 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 
 

hiermit übersende ich Ihnen meinen Bericht zu geplanten Gesetzesvor-

haben bei den sondergesetzlichen Wasserverbänden und dem AAV mit 

der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Um-

welt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländli-

che Räume  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Oliver Krischer  
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Die in der Berichtsanforderung gestellten Fragen werden wie folgt beantwortet: 

 

1.Welche Gesetze, die Wasserverbände in NRW betreffen, plant die Landesregie-

rung in der laufenden Periode zu novellieren? 

2. Wie weit sind die Beratungen mit den Wasserverbänden zu diesem Thema be-

reits gediehen? 

3. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung bei einer Novellierung der unter 

Frage 1. adressierten Gesetze? 

4. Welche Rolle sollen die Wasserverbände künftig bei Klimaanpassungsmaßnah-

men von Städten und Gemeinden in ihrem Verbandsgebiet spielen? 

5. Welche Änderungen plant die Landesregierung an der Wasserschutzgebiets-

verordnung? 

6. Wie wird der Landtag bei den diversen Novellierungen inhaltlich eingebunden? 

 
Die Fragen werden gemeinsam beantwortet. 

 

Die Landesregierung plant, das Ruhrverbandsgesetz (RuhrVG) zu novellieren. Bei allen 

anderen Gesetzen, die Wasserverbände in Nordrhein-Westfaln betreffen, wird der Än-

derungsbedarf geprüft. 

 

RuhrVG 

Das Ruhr-Talsperrensystem dient vor allem zur Gewährleistung einer sicheren Trink-

wasserversorgung von ca. 4,6 Millionen Menschen im Ruhrgebiet, im Münsterland und 

im Sauerland. Durch den Betrieb der Talsperren werden die Abflüsse der Ruhr ver-

gleichmäßigt und können daher auch in Niedrigwasserzeiten aufrechterhalten werden. 

Die Erfahrungen der vergangenen Niedrigwasserjahre haben allerdings gezeigt, dass 

während langanhaltender Trockenphasen zur Wahrung der Vorgaben des Ruhrver-

bandsgesetzes hohe Wasserabgaben aus den Talsperren zur Erhöhung der Niedrig-

wasserabflüsse in der Ruhr erforderlich waren. Diese haben zeitweise zu sehr niedrigen 

Füllständen in den Talsperren geführt. 
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Vor dem Hintergrund des fortschreitenden Klimawandels ist es erforderlich, die Resili-

enz des Talsperrensystems zu überprüfen und dahingehend anzupassen. Gleichzeitig 

können Hochwasserschutzräume der Talsperren auch in Zukunft weiterhin dazu beitra-

gen, dass Hochwasserrisiken gemindert werden. 

Damit ist Ziel des laufenden Anpassungsprozesses des Ruhrverbandsgesetzes, das 

System der Ruhrtalsperren klimaresistent zu machen. Hierfür werden die Mindestab-

flüsse dauerhaft abgesenkt. Übergeordnetes Ziel ist, dass der Ruhrverband seine Auf-

gaben auch in Zukunft erfüllen kann. 

Die dafür erforderlichen Randbedingungen wurden bereits in den vergangenen Jahren 

zwischen Ruhrverband, dem MUNV und weiterer beteiligten Stellen intensiv diskutiert 

und abgestimmt.  

Einigkeit unter den Beteiligten besteht darin, dass eine geplante permanente Absen-

kung der Abflüsse ein geeignetes und notwendiges Mittel zur Erhöhung der Klimaresili-

enz des Talsperrensystems ist.  

Ebenfalls besteht Einigkeit darüber, dass bei permanenter Absenkung geeignete Maß-

nahmen zur Vermeidung einer sukzessiven ökologischen Verschlechterung erforderlich 

sind. Hierzu sind, neben den bereits abgestimmten Maßnahmen zur Reduzierung von 

Mikroschadstoffen aus Kläranlageneinleitungen im Ruhreinzugsgebiet, weitere detail-

liertere Abstimmungen unter den Beteiligten erforderlich. 

 

Alle Sondergesetze 

Um die Handlungsfähigkeit der Verbände während der Corona-Pandemie zu gewähr-

leisten, wurden durch das „Gesetz zur Änderung der Wasserverbandsgesetze aufgrund 

der Corona-Pandemie“ vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. S. 376) Vorschriften aufgenom-

men, die in Fällen einer „epidemischen Lage von landesweiter Tragweite nach § 11 des 

Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes NRW (IfSBG-NRW)“1 eine Beschlussfassung 

auch ohne physische Anwesenheit ermöglichen.  

 

 

Geprüft wird, ob eine Beschlussfassung, unabhängig von der Festlegung einer „epidemi-

schen Lage von landesweiter Tragweite“ durch den Landtag, auch ohne physische An-

                     
1 Nunmehr § 14 IfSBG NRW. 
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wesenheit ermöglicht werden kann. Zudem wird den Verbänden dadurch Planungssi-

cherheit für Entscheidungsverfahren in Verbandsgremien eingeräumt. Das Instrument 

der Herbeiführung der Beschlussfassung auch ohne physische Anwesenheit ist in den 

Verbandsgesetzen grundsätzlich bereits vorgesehen; auch hat sich die digitale Durch-

führung von Sitzungen bewährt. Nun soll den sondergesetzlichen Verbänden die Mög-

lichkeit gegeben werden, ohne äußere Vorgaben zu entscheiden, Entscheidungsverfah-

ren in den Verbandsgremien in physischer Präsenz mit einem bestimmten Quorum oder 

aber in digitaler Form herbeizuführen. Darüberhinaus steht zu prüfen an, ob mit Blick auf 

die Digitalisierung auch Sitzungen in hybrider Form erfolgen können. 

 

Mit Blick auf die Starkregenereignisse wird geprüft, ob die abschließend aufgezählten 

Aufgaben, angepasst werden. Auch die derzeit nur mit direktem Anlagenbezug einge-

schränkte Möglichkeit der Energieerzeugung, befindet sich in der fachlichen Abstim-

mung. 

 

Am 1. Oktober 2021 ist die landesweite Wasserschutzgebietsverordnung oberirdische 

Bodenschatzgewinnung (LwWSGVO-OB) in Kraft getreten. Die Landesregierung plant 

eine Ergänzung der bestehenden landesweiten Wasserschutzgebietsverordnung mit 

Regelungen für weitere Nutzungen und Vorhaben in Wasserschutzgebieten, die nicht 

die Bodenschatzgewinnung betreffen. Ein Zeitplan für die Erarbeitung der weiteren In-

halte liegt noch nicht vor. 

 

Über Art und Umfang der Beratung bei Novellierungen entscheidet der Landtag in sei-

ner Eigenschaft als Gesetzgeber.  


